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Vorblatt 


Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den ostafrikanischen 
Staaten Tansania, Uganda und Kenia 
mit zwei dazu gehörenden Durchführungsverord- 
nungen der Europäischen Gemeinschaften 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A, Problem 

Der Handel zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den 
Partnerstaaten der ostafrikanischen Gemeinschaft soll gefördert 
werden, um auf diese Weise zur Entwicklung des internatio- 
nalen Handels beizutragen. 


B. Lösung 

Die Europäische Gemeinschaft hat deshalb mit der ostafrikani- 
schen Gemeinschaft ein Assoziierungsabkommen abgeschlossen, 
nach dem 

a) der Warenverkehr von Zöllen und mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen ohne Benachteiligung der Selbständigkeit 
der Vertragspartner in ihrer Handelspolitik gegenüber Dritt- 
ländern befreit wird; 

b) die Partnerstaaten auch auf dem Gebiet des Niederlassungs- 
rechts und der Dienstleistungen Gleichbehandlungen verein- 
baren. 

Die in diesem Vertrag geregelten Materien sind nicht in vollem 
Umfang für die der Gemeinschaft nach dem EG-Vertrag zu- 
stehenden Vertragsschließungskompetenz gedeckt. Deshalb er- 
bittet die Bundesregierung die Zustimmung des Bundestages zu 
dem Vertragsabschluß. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Debatte. 


D. Kosten 

Das Abkommen hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die 
öffentlichen Haushalte. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 24. September 1969 zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia sowie zu dem 
Internen Durchführungsabkommen 

— Drucksachen VI/725 und zu VI/725 — 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegte 
Verordnung Nr. 1584/70 (EWG) des Rates vom 27. Juli 1970 
über die Anwendung des Protokolls Nr. 2 zum Abkommen zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia 

— Drucksache VI/619 — 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EG für eine Verordnung 
des Rates zur Festlegung der Sonderbestimmungen, die bei der 
Einfuhr von unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden 
Waren mit Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia, Partnerstaaten 
der Ostafrikanischen Gemeinschaft, anwendbar sind 

— Drucksache VI/ 1 102 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Kaffka 


1. Die Bundesregierung hat einen Assoziationsver- 
trag zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und den Republiken Tansania, Uganda 
und Kenia zur Ratifikation vorgelegt, weil die 
in dem Abkommen geregelten Materien nicht in 
vollem Umfang durch die der Gemeinschaft nach 
dem EWG-Vertrag zustehende Vertragsschlie- 
ßungskompetenz gedeckt sind. 

Dieses Ratifikationsgesetz wurde in der 50. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages dem Wirt- 
schaftsausschuß federführend, dem Auswärtigen 
Ausschuß und dem Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mitbeteiligt zugewiesen. Die 
mitbeteiligten Ausschüsse haben dem Gesetzent- 
wurf in ihrer 19. bzw. 13. Sitzung zugestimmt. 

Gleichzeitig hat die Bundesregierung gemäß 
Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen 
von Rom zwei Durchführungsverordnungen der 
EG zu diesem Assoziationsabkommen zur Kennt- 
nisnahme übersandt, von denen die Verordnung 
gemäß Drucksache VI/ 619 schon im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften verkündet worden 
ist. Diese Vorlagen der EG-Kommission wurden 
allein dem Wirtschaftsausschuß zur Beratung zu- 
gewiesen. 

2. Die EG hat im Jahre 1963, als in Jaunde das Ab- 
kommen zwischen der EG und den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar unter- 
zeichnet wurde, den übrigen afrikanischen Staa- 
ten angeboten, ähnliche Abkommen mit der EG 
zu schließen. Die ostafrikanischen Staaten haben 
alsbald den Wunsch geäußert, sich mit der EG 
zu assoziieren. Seit 1964 wird über einen solchen 
Assoziationsvertrag mit diesen Staaten verhan- 
delt. Diese Verhandlungen sind 1968 zum Ab- 
schluß gekommen. Die Ratifikationsverfahren 
konnten jedoch nicht mehr rechtzeitig abgeschlos- 
sen werden, so daß das ausgehandelte Abkom- 
men zunächst nicht wirksam werden konnte. Das 
hier vorliegende Abkommen entspricht in allen 
wesentlichen Punkten dem zunächst ausgehan- 
delten Abkommen. Es folgt in seiner Systematik 
und in seinem materiellen Inhalt dem Abkom- 
men, das die Kommission mit den AASM-Staaten 
geschlossen hat, jedoch mit der Einschränkung, 
daß sich dieses Abkommen im wesentlichen auf 
den Warenverkehr zwischen der EG und den 
ostafrikanischen Staaten bezieht. Regelungen 
über die technische und finanzielle Zusammen- 
arbeit sind nicht vorgesehen. Das Abkommen 
will ähnlich wie das Jaunde- Abkommen das 
Prinzip der Freihandelszone zwischen der EG und 


diesen ostafrikanischen Staaten verwirklichen 
mit der Folge, daß auf die Dauer die Zollschran- 
ken und die mengenmäßigen Beschränkungen 
gegenseitig abgebaut werden. Der Vertrag nimmt 
jedoch insoweit auf die entwicklungspolitischen 
Bedürfnisse der in Frage stehenden ostafrika- 
nischen Staaten Rücksicht, als der Umfang des 
Abbaues der Zollschranken und der mengen- 
mäßigen Beschränkungen von seiten der EG zu- 
nächst weiter geht, als das Ausmaß der ent- 
sprechenden Maßnahmen auf seiten der ostafri- 
kanischen Staaten (s. hierzu S. 101 ff. der der 
Drucksache beigegebenen Denkschrift). 

Das Assoziationsabkommen wird voraussichtlich 
am 1. Januar 1971 nach Abschluß der Ratifika- 
tionsverfahren in den Mitgliedstaaten in Kraft 
treten können und soll bis zum 31. Januar 1975 
laufen. Um die zeitliche Lücke zwischen dem Ab- 
schluß der Beratungen und dem Inkrafttreten 
auszufüllen, hat die EG interimistisch einen Han- 
delsvertrag mit den ostafrikanischen Staaten ge- 
schlossen, der dem Inhalt des Assoziationsab- 
kommens entspricht. Die Entscheidung dieses 
Handelsvertrages steht noch aus. Wegen der Ein- 
zelheiten wird auf die instruktive Denkschrift, 
die der Vorlage der Bundesregierung beigefügt 
ist, verwiesen. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß das Abkom- 
men zu der politischen und wirtschaftlichen Be- 
friedung dieser ostafrikanischen Staaten in einem 
solchen Maße beitragen wird, daß bei einem 
späteren Verlängerungsabkommen die Notwen- 
digkeit der jetzt gewährten Sonderregelung 
überprüft werden kann mit dem Ziel, auf die 
Dauer die Handelsbeziehungen mit diesen Staa- 
ten in ein allgemeines Präferenzsystem einbauen 
zu können. 


3. Der Vertrag hat die EG mit Rücksicht auf die 
AASM-Staaten ermächtigt, sie vor übermäßigen 
zollfreien Einfuhren von Kaffee, Ananaskonser- 
ven und Gewürznelken aus den ostafrikanischen 
Staaten zu schützen. Die Kommission hat diese 
Ermächtigung zum Erlaß von Schutzmaßnahmen 
wahrgenommen und in ihrer am 6. August 1970 
verkündeten Verordnung ein statistisches Ver- 
fahren für die Überwachung der Einfuhren die- 
ser drei Warenpositionen vorgesehen, um dann 
die entsprechenden Maßnahmen einzuleiten, 
wenn die im Vertrag vorgesehenen Mengen für 
die zollfreie Einfuhr überschritten sein sollten. 
Werden die im Vertrag festgelegten Mengen 
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überschritten, gelten für die weiteren Einfuhren 
grundsätzlich die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 

Bonn, den 17. September 1970 

Kaffka 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/725, zu 
VI/725 — unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

b) die Verordnung Nr. 1584/70 des Rates vom 
27. Juli 1970 — Drucksache VI/619 — und den 
Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/ 1 1 02 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 17. September 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
Kienbaum Kaffka 

Vorsitzender Berichterstatter 
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